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Anlage 3 – Entwurf der Teilnahmevereinbarung
Zahlungen an der Verkaufsstelle im stationären Handel (Person to Business (P2B), Point of Sale (POS))
Stand: 9. Oktober 2026
Hinweis für das Auswahlverfahren (nicht Vertragsbestandteil): Dieser Entwurf dient der Vorabinformation über die vorgesehenen Teilnahmebedingungen. Er ist nicht mit der Interessenbekundung zu unterzeichnen oder einzureichen; der Vertragsabschluss erfolgt erst nach Abschluss des Auswahlverfahrens mit den ausgewählten Händlern.
Vertragsparteien
Deutsche Bundesbank, Frankfurt am Main (nachfolgend „Bundesbank“),
und
[Firma, Rechtsform, Anschrift] (nachfolgend „Pilothändler“),
gemeinsam die „Parteien“ und jeweils eine „Partei“.
Präambel
a) Der Rat der Europäischen Zentralbank hat am 29. Oktober 2025 beschlossen, die Vorbereitungen für einen möglichen digitalen Euro in die nächste Phase zu überführen. In diesem Rahmen führen die Zentralbanken des Eurosystems einen kontrollierten Piloten durch, um technische Funktionalitäten, operative Prozesse und die Nutzererfahrung unter realitätsnahen Bedingungen zu erproben.
b) Der Pilot wird von der Europäischen Zentralbank und den teilnehmenden nationalen Zentralbanken mit einer begrenzten Zahl von Zahlungsdienstleistern, Individuellen Endnutzern und Geschäftlichen Endnutzern durchgeführt. Nationale Zentralbanken können hierfür zusätzliche lokale Händler für ihren jeweiligen Pilotstandort auswählen.
c) Der Pilothändler wurde von der Bundesbank für den stationären Handel an der Verkaufsstelle auf einer von der Bundesbank bestimmten Pilotliegenschaft ausgewählt und wird dort Zahlungen mit der Beta-Version des digitalen Euro von zugelassenen Individuellen Endnutzern annehmen.
d) Die Beta-Version des digitalen Euro dient ausschließlich dem Pilotbetrieb und besitzt keinen Status als gesetzliches Zahlungsmittel. Die Teilnahme am Pilotbetrieb greift einer späteren Entscheidung über die mögliche Ausgabe eines digitalen Euro nicht vor.
e) Diese Teilnahmevereinbarung regelt die Teilnahme des Pilothändlers am Pilotbetrieb und lässt die Pflichten des Pilothändlers aus anwendbarem Recht sowie aus der Vereinbarung mit dem Pilot-Acquirer unberührt.
§ 1 Begriffsbestimmungen
Für die Zwecke dieser Teilnahmevereinbarung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:
1. „Beta-Version des digitalen Euro“ („Beta-Digital-Euro“) bezeichnet das von Zentralbanken des Eurosystems ausschließlich für Zwecke des Pilotbetriebs bereitgestellte digitale Zahlungsmittel. Es soll Geldbeträge in Form von Buchgeld im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366[footnoteRef:1] darstellen und repräsentiert eine in Buchform geführte Verbindlichkeit des Eurosystems, die zugunsten der Endnutzer nach Umwandlung ihrer Einlagen bei Geschäftsbanken ausschließlich zum Zweck der Durchführung von Zahlungsvorgängen im Pilotbetrieb ausgegeben wird. Der Beta-Digital-Euro ist kein gesetzliches Zahlungsmittel, stellt kein Zentralbankgeld in körperlicher Form (Bargeld) dar, begründet weder einen Anspruch gegenüber einem Pilot-PSP noch die Eröffnung eines Kontos bei der Bundesbank oder einer anderen Zentralbank des Eurosystems und kann ausschließlich über Konten genutzt und abgewickelt werden, die bei Pilot-Zahlungsdienstleistern geführt werden.  [1:  Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG: L_2015337DE.01003501.xml] 

2. „Digital Euro Service Platform“ („DESP“) bezeichnet die technische Plattform im Eigentum der Zentralbanken des Eurosystems, die die Ausgabe und Einlösung der Beta-Version des digitalen Euro ermöglicht und Funktionen bereitstellt, beispielsweise die Abwicklung von Zahlungsvorgängen, die von einem einzelnen Intermediär nicht eigenständig erbracht werden können.
3. „Endnutzer“ bezeichnet Individuelle Endnutzer und Geschäftliche Endnutzer.
4. „Geschäftlicher Endnutzer“ bezeichnet eine natürliche oder juristische Person, die im Rahmen einer wirtschaftlichen Tätigkeit, Individuellen Endnutzern, die am Pilotbetrieb teilnehmen, Waren anbietet und für die Teilnahme am Pilotbetrieb als Händler ausgewählt wurde.
5. „Individueller Endnutzer“ bezeichnet eine von der Bundesbank oder einer anderen teilnehmenden Zentralbank für den Pilot zugelassene natürliche Person, insbesondere Beschäftigte der Zentralbanken des Eurosystems.
6. „Operative Pilotphase“ bezeichnet den Zeitraum ab Freigabe des stationären Pilotbetriebs bis zum regulären Abschluss oder einer früheren Beendigung des Pilotbetriebs.
7. „Pilot-Acquirer“ bezeichnet den für den Pilotbetrieb benannten Zahlungsdienstleister (Acquiring), der dem Pilothändler die für die Annahme von Beta-Digital-Euro-Zahlungen erforderlichen Pilot-Acquiring-Zahlungsdienste bereitstellt.
8. „Pilot-Acquiring-Zahlungsdienste“ bezeichnet die Zahlungsdienste und Akzeptanzlösungen, die den Pilothändler in die Lage versetzen, im Pilot Beta-Digital-Euro-Zahlungen anzunehmen und abzuwickeln.
9. „Pilotbetrieb“ bezeichnet die gemeinsamen Aktivitäten der Europäischen Zentralbank und der teilnehmenden nationalen Zentralbanken zur Validierung, zum Betrieb und zur Verbesserung der technologischen Einsatzbereitschaft der DESP-Komponenten, Schnittstellen, Prozesse und Interaktionen in den priorisierten Anwendungsfällen in einer kontrollierten Umgebung unter Verwendung der Beta-Version des digitalen Euro, als Vorbereitung auf eine mögliche Einführung des digitalen Euro.
10. „Pilotentwicklungsphase“ bezeichnet den Zeitraum ab Unterzeichnung dieser Teilnahmevereinbarung bis zum Abschluss der für den Pilothändler erforderlichen Einrichtung, Integration, Tests und Betriebsbereitschaft.
11. „Pilotfläche“ bezeichnet die dem Pilothändler am Pilotstandort nach Anhang D zur Nutzung zugewiesene und im Lage- und Standplan (Anhang D1) bezeichnete Verkaufsfläche einschließlich der ihm zugewiesenen Lagerbereiche.
12. „Pilothändler“ bezeichnet die Vertragspartei wie im Abschnitt „Vertragsparteien“ definiert.
13. „Pilot-PSP“ bezeichnet einen Zahlungsdienstleister, der am Pilotbetrieb teilnimmt.
14. „Pilotstandort“ bezeichnet die von der Bundesbank bestimmte Liegenschaft beziehungsweise den dort für den stationären Pilotbetrieb vorgesehenen räumlich abgegrenzten Verkaufs- oder Pilotbereich.
15. „Pilottransaktion“ bezeichnet eine im Rahmen des Pilotbetriebs am Pilotstandort mit der Beta-Version des digitalen Euro initiierte Zahlung, einschließlich technisch unterstützter Stornierungen und Rückabwicklungen.
16. „Standortleistungen“ bezeichnet die von der Bundesbank am Pilotstandort erbrachten Leistungen gemäß Anhang D.
17. „Stationäre Person-to-Business (P2B)-Zahlung“ bezeichnet eine Zahlung eines Individuellen Endnutzers an den Pilothändler (Person-to-Business, P2B) für Waren am Point of Sale des Pilotstandorts über die für den Pilot bereitgestellte Akzeptanzlösung.
18. „Vertrauliche Informationen“ bezeichnen alle als vertraulich, bundesbankintern oder in vergleichbarer Weise gekennzeichneten oder nach den Umständen erkennbar schutzbedürftigen Informationen, Daten und Unterlagen einer Partei. Nicht erfasst sind Informationen, die ohne Pflichtverletzung öffentlich bekannt sind oder mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der anderen Partei öffentlich gemacht wurden.
19. „Zugesagter Teilnahmezeitraum“ bezeichnet den in Anhang A Nummer 2 festgelegten Zeitraum, für den der Pilothändler seine Teilnahme an der Operativen Pilotphase zugesagt hat (§ 2 Absatz 4).
§ 2 Gegenstand und allgemeine Grundsätze
1.	Diese Teilnahmevereinbarung regelt das Verhältnis zwischen der Bundesbank und dem Pilothändler im Hinblick auf dessen Teilnahme am Pilotbetrieb als Geschäftlicher Endnutzer.
2.	Gegenstand dieser Vereinbarung sind ausschließlich Stationäre P2B-Zahlungen am Point of Sale des Pilotstandorts einschließlich Stornierungen und Erstattungen des Pilothändlers an Individuelle Endnutzer, soweit die Akzeptanzlösung sie technisch unterstützt.
3.	Der Pilothändler nimmt während des Zugesagten Teilnahmezeitraums innerhalb der Operativen Pilotphase Beta-Digital-Euro-Zahlungen von zugelassenen Individuellen Endnutzern für die nach dieser Vereinbarung erfassten Pilottransaktionen an. Soweit der Pilothändler während des Pilotbetriebs Beta-Digital-Euro als Zahlungsmittel akzeptiert, erfüllt die entsprechende Zahlung die jeweilige Zahlungsverpflichtung des Individuellen Endnutzers bis zur Höhe des akzeptierten Betrags.
4.	Die Operative Pilotphase ist für zwölf (12) Monate vorgesehen. Die Bundesbank kann die Operative Pilotphase einseitig um einen zusätzlichen Zeitraum von bis zu sechs (6) Monaten verlängern. Eine Verlängerung soll dem Pilothändler grundsätzlich mindestens drei (3) Monate vor Beginn des Verlängerungszeitraums schriftlich angekündigt werden. Der Pilothändler verpflichtet sich zur Teilnahme an der Operativen Pilotphase für den Zugesagten Teilnahmezeitraum; dieser umfasst entsprechend seiner Interessenbekundung mindestens drei (3) und höchstens zwölf (12) Monate ab dem in Anhang A festgelegten Teilnahmebeginn. Teilnahmebeginn ist der Beginn der Operativen Pilotphase oder ein späterer, mit der Bundesbank vereinbarter Zeitpunkt; der Zugesagte Teilnahmezeitraum muss innerhalb der für zwölf (12) Monate vorgesehenen Operativen Pilotphase liegen. Der Pilothändler kann diese Vereinbarung mit einer Frist von einem (1) Monat zum Monatsende in Textform kündigen, frühestens jedoch zum Ende des Monats, in dem drei (3) Monate seit dem Teilnahmebeginn vergangen sind (Mindestteilnahmezeitraum); dies gilt auch, wenn ein längerer Zugesagter Teilnahmezeitraum vereinbart ist. Eine Fortsetzung der Teilnahme über den Zugesagten Teilnahmezeitraum hinaus, insbesondere für den Fall einer Verlängerung nach Satz 2, bedarf einer gesonderten Vereinbarung in Textform; für sie gelten die Bedingungen dieser Vereinbarung, soweit nichts Abweichendes vereinbart wird. § 6 und § 15 Absatz 8 gelten entsprechend.
5.	Diese Teilnahmevereinbarung bezieht sich ausschließlich auf den Pilotbetrieb. Sie greift weder einer etwaigen späteren Einführung oder Ausgabe eines digitalen Euro noch dessen Ausgestaltung vor.
6.	Die Parteien arbeiten eng und transparent zusammen und nehmen ihre Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung nach Treu und Glauben wahr.
7.	Der Pilothändler erkennt an, dass er für die Teilnahme am Pilotbetrieb keine gesonderte Vergütung, Anreize, sonstige Vorteile finanzieller oder nichtfinanzieller Art, Prämie oder Aufwandsentschädigung (sofern in dieser Teilnahmevereinbarung nicht ausdrücklich abweichend geregelt) von der Bundesbank erhält. Die unentgeltliche Bereitstellung der Pilotfläche und der Standortleistungen nach Anhang D dient ausschließlich der Durchführung des Pilotbetriebs und stellt keine Vergütung für die Teilnahme dar. Eine Umsatz- oder Transaktionsgarantie besteht nicht.
8.	Erlöse aus tatsächlich verkauften Waren stehen dem Pilothändler zu. Der Pilothändler darf für Zahlungen unter Verwendung der Beta-Version des digitalen Euro keinen zusätzlichen Preisaufschlag oder sonstiges Pilotentgelt gegenüber den Individuellen Endnutzern erheben, das er für Zahlungen in Euro nicht erhebt.
9.	Aus der Auswahl und Teilnahme entstehen keine Ansprüche auf gegenwärtige oder künftige Rechte gegenüber oder Vertragsbeziehungen mit der Bundesbank oder anderen Zentralbanken des Eurosystems.
10.	 Die Bundesbank kann technische, operative und organisatorische Anforderungen des Pilotbetriebs sowie die Anhänge dieser Vereinbarung anpassen, soweit dies aufgrund (a) rechtlicher oder regulatorischer Vorgaben, (b) von Anforderungen an Sicherheit, Brandschutz, Datenschutz oder Gebäudebetrieb oder (c) der technischen, operativen oder andere sich verändernde Erfordernisse des Pilotbetriebs durch das Eurosystem erforderlich ist. Ausgenommen sind Regelungen zu Haftung, Laufzeit und Kündigung, Vergütung und Kostentragung sowie zum Nutzungsrecht am Feedback (§ 10). Änderungen werden dem Pilothändler schriftlich mit einer Vorlaufzeit von mindestens vier (4) Wochen mitgeteilt und ihm eine angemessene Frist zur Umsetzung gewährt. Der Pilothändler kann innerhalb von einundzwanzig (21) Kalendertagen nach Zugang der Mitteilung begründet widersprechen. Die Parteien bemühen sich innerhalb von dreißig (30) Kalendertagen nach Zugang des Widerspruchs um eine einvernehmliche Lösung. Kommt keine Einigung zustande, kann der Pilothändler die Vereinbarung innerhalb von vierzehn (14) Kalendertagen nach Ablauf dieser Frist mit einer Frist von vierzehn (14) Kalendertagen in Textform kündigen. Macht er von diesem Recht keinen Gebrauch, setzt er die mitgeteilten Anpassungen innerhalb der von der Bundesbank gesetzten angemessenen Frist um. Für das geordnete Offboarding gelten § 6 und § 15 Absatz 8. Bei Gefahr im Verzug oder aus zwingenden Sicherheitsgründen kann eine Änderung auch kurzfristig in Abweichung des beschriebenen Prozederes erfolgen. 
§ 3 Vertragsanhänge	
1.	Folgende Anhänge sind Bestandteil dieser Teilnahmevereinbarung:
A) Pilotzeitplan und Phasen
B) Feedback- und Berichtsrahmen
C) Kommunikationsleitlinien
D) Standort- und Flächennutzungsregelungen einschließlich Anhang D1 (Standortblatt und freigegebener Lage- und Standplan) und Anhang D2 (Regelblatt für Pilothändler)
2.	Die Parteien werden sich jederzeit bemühen, die Übereinstimmung zwischen den Bestimmungen dieser Teilnahmevereinbarung und ihren Anhängen sicherzustellen. Sie bemühen sich um eine widerspruchsfreie Anwendung dieser Vereinbarung und ihrer Anhänge. Bei Widersprüchen geht der Text dieser Teilnahmevereinbarung vor, sofern ein Anhang nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt.
3. Die Standort- und Flächennutzungsregelungen gemäß Anhang D sowie das Regelblatt nach Anhang D2 gelten ergänzend; die demnach im Einzelfall festzulegenden Angaben, insbesondere Lieferzeitfenster, Zutrittszeiten und Ansprechpartner, teilt die Bundesbank in Textform mit. Bei Widersprüchen geht diese Teilnahmevereinbarung vor; Anhang D geht allgemeinen Standortregelungen vor, soweit er für den Pilothändler eine speziellere Regelung enthält.
§ 4 Allgemeine Pflichten des Pilothändlers
1.	Der Pilothändler verpflichtet sich während seiner Teilnahme am Pilotbetrieb insbesondere,
a) an dem stationären P2B-Anwendungsfall nach § 2 am Pilotstandort entsprechend dem vereinbarten Umfang teilzunehmen;
b) mit dem zugeordneten am Pilotbetrieb teilnehmenden Pilot-Acquirer eine für den Pilotbetrieb geeignete Vertragsbeziehung einzugehen und während der Laufzeit des Pilotbetriebs aufrechtzuerhalten, die es dem Pilothändler ermöglicht, Acquiring-Zahlungsdienste für den Pilotbetrieb in Anspruch zu nehmen bzw. einen bestehenden Vertrag entsprechend anzupassen sowie, sofern der Pilot-Acquirer über keinen Zugang zu einem TARGET-Komponentensystem verfügt, zusätzlich eine entsprechende Vertragsbeziehung mit einem an TARGET angebundenen Zahlungsdienstleister einzugehen;
c) die erforderliche technische und betriebliche Voraussetzung und Infrastruktur zur Annahme von Beta-Digital-Euro als Zahlungsmittel durch Individuelle Endnutzer einzurichten und aufrechtzuerhalten;
d) an Einrichtung, Onboarding, Integration, Tests, technischer Validierung, Abnahme, Schulungen und Maßnahmen zur Herstellung der Betriebsbereitschaft mitzuwirken, wie von der Bundesbank und/oder dem Pilot-Acquirer gefordert;
e) mit der Bundesbank und dem Pilot-Acquirer bei allen für den Pilotbetrieb relevanten Angelegenheiten zusammenzuarbeiten und insbesondere bei betrieblichen Problemen oder Störungen unverzüglich an einer sachgerechten Lösung mitzuwirken;
f) sicherzustellen, dass Pilottransaktionen am dafür vorgesehenen Point of Sale ausschließlich über die Beta-Digital-Euro-Akzeptanzlösung abgewickelt werden; alternative Zahlungsmittel oder Fallback-Zahlarten sind für diese Pilottransaktionen nicht vorzusehen;
g) den vereinbarten stationären Verkaufsbetrieb während der vereinbarten Öffnungszeiten organisatorisch (und sofern erforderlich personell) zuverlässig sicherzustellen, Warenanlieferungen und Abholungen mit der von der Bundesbank benannten Stelle der Liegenschaft abzustimmen sowie die abgestimmten Prozesse einzuhalten; ist der Verkauf wegen eines vom Pilothändler nicht zu vertretenden Ausfalls der Pilotinfrastruktur, oder wegen einer Maßnahme der Bundesbank nicht möglich, liegt hierin keine Pflichtverletzung des Pilothändlers; der Pilothändler darf den Verkauf für die Dauer der Störung einstellen und informiert die Bundesbank unverzüglich;
h) Individuellen Endnutzern Kundensupport im Zusammenhang mit dem Erwerb von Waren zu leisten, einschließlich Stornierungen, Umtausch und Rückerstattungen, und zwar gemäß seinen üblichen Kundensupportverfahren und soweit technisch möglich über die Beta-Infrastruktur vorzunehmen; bei Streitigkeiten mit Individuellen Endnutzern im Zusammenhang mit Käufen im Pilotbetrieb bemüht sich der Pilothändler um eine gütliche Beilegung;
i) das Sortiment und die betrieblichen Rahmenbedingungen, die für die Teilnahme am Pilotbetrieb abgestimmt wurden, im Wesentlichen aufrechtzuerhalten. Die Aufnahme zusätzlicher Waren sowie sonstige wesentliche Änderungen, die Eignung, Standortverträglichkeit oder Pilotbetrieb beeinflussen können, sind der Bundesbank mindestens einundzwanzig (21) Kalendertage vorher mitzuteilen und bedürfen vor Umsetzung ihrer Zustimmung in Textform;
j) die einschlägigen gesetzlichen und regulatorischen Anforderungen sowie die Sicherheits-, Zutritts-, Haus- und sonstigen Standortvorgaben der Bundesbank einzuhalten; dies umfasst insbesondere die erfolgreiche Durchführung einer von der Bundesbank geforderten Zuverlässigkeitsüberprüfung als Voraussetzung für den Zutritt sowie die ordnungsgemäße Nutzung und Rückgabe personengebundener Zugangskarten (siehe auch Anhang D);
k) fachliche und technische Ansprechpersonen zu benennen;
l) die nach Anhang B erforderlichen Daten und strukturierten Rückmeldungen vor, während und nach der Operativen Pilotphase fristgerecht bereitzustellen.
m) Der Pilothändler erfüllt alle vor Beginn der Operativen Pilotphase erforderlichen Aktivitäten rechtzeitig und führt die während der Operativen Pilotphase bestehenden Pflichten entsprechend dem Zeitplan in Anhang A fort.
n) Für zahlungsbezogene operative Themen ist der Pilot-Acquirer erster technischer Ansprechpartner des Pilothändlers. Die Zuständigkeit der Ansprechstellen der Bundesbank für Vertragsfragen (§ 13 Absatz 2) und für Standortfragen (Anhang D Nummer 7) bleibt hiervon unberührt.
§ 5 Pflichten der Bundesbank
1. Die Bundesbank unterstützt den Pilothändler bei der Erfüllung seiner Pflichten aus dieser Teilnahmevereinbarung, durch die Bereitstellung der für seine Pilotteilnahme erforderlichen Informationen, Leitlinien und organisatorischen Abstimmungen, soweit dies für den Pilot zweckmäßig und in ihrem Einflussbereich möglich ist.
2. Die Bundesbank koordiniert die den Pilothändler betreffenden Pilotaktivitäten, insbesondere Betriebsbereitschaft, Tests und Feedbackerhebung, in Abstimmung mit dem Pilot-Acquirer und den zuständigen Stellen des Eurosystems.
3. Die Bundesbank informiert den Pilothändler über sämtliche und wesentliche technische, operative oder organisatorische Informationen, einschließlich etwaiger Aktualisierungen und/oder Änderungen der Dokumentation oder den Pilotbetrieb, soweit diese seine Teilnahme betreffen. Anpassungen nach § 2 Absatz 10 teilt sie nach Maßgabe dieser Bestimmung mit.
4. Die Bundesbank unterstützt die Koordination zwischen Pilothändler und Pilot-Acquirer für die Zwecke des Pilotbetriebs, ohne die eigenständige Vertragsbeziehung zwischen diesen Parteien zu verändern oder außer Kraft zu setzen.
5. Die Bundesbank stellt dem Pilothändler im nach Anhang D vereinbarten Umfang die Pilotfläche und die Standortleistungen bereit. Einzelheiten der Flächennutzung, Ausstattung, Logistik und des Zutritts regelt Anhang D.
6. Bei Abschluss des Pilotbetriebs oder bei Beendigung dieser Vereinbarung teilt die Bundesbank die maßgeblichen Offboarding-Anforderungen mit und koordiniert die ordnungsgemäße Beendigung der Pilotteilnahme. Ein unterbrechungsfreier technischer Betrieb der Pilotinfrastruktur kann aufgrund des Erprobungscharakters des Pilotbetriebs nicht garantiert werden.
§ 6 Abschluss des Piloten und Offboarding
2. Die Bundesbank teilt dem Pilothändler die näheren Abläufe für den regulären Abschluss des Pilotbetriebs während der Pilotentwicklungsphase mit.
3. Bei Abschluss des Pilotbetriebs oder sonstiger Beendigung dieser Teilnahmevereinbarung, auch mit Ablauf des Zugesagten Teilnahmezeitraums, hat der Pilothändler insbesondere:
a) die Annahme von Beta-Digital-Euro-Zahlungen am Pilotstandort unverzüglich einzustellen;
b) die Pilot-Akzeptanzfunktion zu deaktivieren, bereitgestellte Pilotgeräte, Unterlagen, Zugangskarten oder sonstige Gegenstände nach den Vorgaben der jeweils zuständigen Stelle zurückzugeben und eigene Endgeräte, Waren, Betriebsmittel sowie temporäre Aufbauten von der Pilotfläche zu entfernen;
c) mit dem Pilot-Acquirer noch offene zahlungsbezogene Vorgänge, insbesondere Stornierungen oder Rückabwicklungen, geordnet abzuschließen;
d) noch ausstehende Feedback- und Berichtspflichten nach Anhang B zu erfüllen;
e) pilotbezogene Kennzeichnungen, Kommunikationsmittel oder Zugangsmittel nach den Vorgaben der Bundesbank zu entfernen bzw. zurückzugeben sowie die Pilotfläche in einem ordentlichen, von eigenen Gegenständen geräumten Zustand zu übergeben und die vereinbarten standortbezogenen Rückgabe- und Räumungspflichten zu erfüllen.
4. Die Maßnahmen nach Absatz 2 sind innerhalb der von der Bundesbank mitgeteilten Frist, andernfalls ohne schuldhaftes Zögern, umzusetzen.
5. Kommt der Pilothändler seinen Räumungs- und Rückgabepflichten nach Absatz 2 Buchstabe b und e auch nach Ablauf einer ihm in Textform gesetzten Nachfrist von mindestens zehn (10) Kalendertagen nicht nach, ist die Bundesbank berechtigt, die Pilotfläche auf Kosten des Pilothändlers räumen zu lassen und zurückgelassene Gegenstände auf dessen Kosten und Gefahr einzulagern. Die Bundesbank haftet hierbei nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Holt der Pilothändler eingelagerte Gegenstände nicht innerhalb von drei (3) Monaten nach Aufforderung in Textform ab, darf die Bundesbank sie verwerten oder, soweit sie keinen Verkehrswert haben, entsorgen; ein Verwertungserlös wird nach Abzug der Kosten ausgezahlt. Verderbliche Waren darf die Bundesbank abweichend von Satz 3 bereits nach Ablauf der Nachfrist nach Satz 1 entsorgen.
§ 7 Haftung und Leistungsstörungen
1. Keine Partei haftet der anderen Partei für Schäden oder Verluste, sofern in diesem Artikel 7 nicht ausdrücklich etwas Abweichendes vereinbart ist.
2. Jede Partei haftet gegenüber der anderen Partei ausschließlich für Schäden oder Verluste, die auf einer vorsätzlichen Pflichtverletzung oder auf grober Fahrlässigkeit bei der Erfüllung ihrer Pflichten und Verpflichtungen aus dieser Teilnahmevereinbarung beruhen.
3. Tritt ein Schaden oder Verlust gemäß Absatz 2 ein, hat die hierfür verantwortliche Partei den Schaden unverzüglich und vollständig zu ersetzen.
4. Keine Partei haftet gegenüber der anderen Partei für die Nichterfüllung einer Verpflichtung aus dieser Teilnahmevereinbarung, soweit diese Nichterfüllung auf Umständen beruht, die außerhalb ihres zumutbaren Einflussbereichs liegen und zurückzuführen sind auf:
a) höhere Gewalt; oder
b) Handlungen oder Unterlassungen Dritter, soweit diese Handlungen oder Unterlassungen außerhalb des zumutbaren Einflussbereichs der ihre Verpflichtung nicht erfüllenden Partei liegen.
5. Die Parteien werden versuchen, Streitigkeiten zwischen der Bundesbank und dem Pilothändler, die aus oder im Zusammenhang mit dieser Teilnahmevereinbarung entstehen, konstruktiv und unter angemessener Berücksichtigung ihrer jeweiligen Belange und berechtigten Interessen beizulegen. Sie werden sich nach Treu und Glauben um eine einvernehmliche Lösung bemühen. Ein erster Versuch zur Beilegung einer Streitigkeit soll, sobald die Umstände dies zulassen, durch Verhandlungen zwischen der Bundesbank und dem Pilothändler erfolgen.
6. Die Parteien informieren sich über wesentliche Leistungsstörungen unverzüglich und wirken nach Treu und Glauben an deren Begrenzung und Behebung mit.
7. Der Pilothändler unterhält während der Nutzung der Pilotfläche eine Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von mindestens zehn (10) Millionen EUR pauschal für Personen- und Sachschäden, einschließlich Schäden an überlassenen Räumen und Einrichtungen, und weist diese vor Betriebsaufnahme in Textform nach.
§ 8 Kommunikation und Außenauftritt
1. Für öffentliche Kommunikation, Marketing und sonstige externe Darstellungen der Pilotteilnahme gelten die Kommunikationsleitlinien in Anhang C. Diese gelten für sämtliche Marketing- und Kommunikationsmaßnahmen sowie Kommunikationsmaterialien, die der Pilothändler im Zusammenhang mit seiner Beteiligung am Pilotbetrieb erstellt oder verwendet.
2. Die Nutzung von Namen, Marken, Logos oder sonstigen Kennzeichen der Bundesbank, der Europäischen Zentralbank oder des Eurosystems bedarf einer vorherigen schriftlichen Freigabe durch die Bundesbank, soweit ihre Nutzung nicht bereits ausdrücklich in Anhang C gestattet ist. Im Übrigen bedürfen nur solche Kommunikationsmaßnahmen der vorherigen Freigabe, die über die Kommunikationsleitlinien in Anhang C hinausgehen oder von ihnen abweichen.
3. Öffentliche Aussagen des Pilothändlers dürfen weder den Eindruck erwecken, die Beta-Version des digitalen Euro sei gesetzliches Zahlungsmittel oder ein digitaler Euro sei bereits eingeführt, noch dass eine endgültige Entscheidung über die Ausgabe oder Ausgestaltung eines digitalen Euro bereits getroffen wurde.
4. Die Bundesbank kann die Auswahl und Teilnahme des Pilothändlers im Rahmen ihrer sachlichen Pilotkommunikation öffentlich bekannt machen. Der Pilothändler wird hierüber vorab informiert.
5. Die Bundesbank unterstützt den Pilothändler bei Fragen zur Kommunikation über seine Pilotteilnahme.
§ 9 Datenschutz
1. Die Parteien beachten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), das Bundesdatenschutzgesetz und sonstige jeweils anwendbare datenschutzrechtliche Vorgaben.
2. Soweit nicht ausdrücklich anders vereinbart, verarbeiten die Parteien personenbezogene Daten in eigener datenschutzrechtlicher Verantwortlichkeit.
3. Der Pilothändler übermittelt der Bundesbank im Rahmen von Feedback und Reporting grundsätzlich nur aggregierte oder anonymisierte Daten. Personenbezogene Daten dürfen nur übermittelt werden, wenn hierfür eine geeignete Rechtsgrundlage besteht und die Betroffenen ordnungsgemäß informiert wurden.
4.	Soweit für einzelne Pilotaktivitäten eine abweichende Rollenverteilung, zusätzliche Datenschutzinformation oder gesonderte Vereinbarung erforderlich ist, wird diese vor Beginn der jeweiligen Verarbeitung festgelegt.
§ 10 Geistiges Eigentum und Feedback
1. Soweit nicht ausdrücklich schriftlich anders vereinbart, verbleiben Rechte des geistigen Eigentums, insbesondere Urheberrechte und verwandte Schutzrechte an sämtlichen Werken, Materialien, Daten, Inhalten oder sonstigen Ergebnissen, die eine Partei im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung geschaffen, entwickelt oder erstellt hat (zusammen „Arbeitsergebnisse“), bei derjenigen Partei, welche die jeweiligen Arbeitsergebnisse geschaffen oder erstellt hat.
2. Keine Bestimmung dieser Teilnahmevereinbarung ist als Übertragung von Rechten des geistigen Eigentums zwischen den Parteien auszulegen, sofern dies nicht ausdrücklich geregelt ist. Ungeachtet dessen kann die Bundesbank dem Pilothändler hinsichtlich bestimmter Arbeitsergebnisse eine nicht ausschließliche, beschränkte Lizenz oder ein Nutzungsrecht einräumen, beispielsweise für Kommunikations-, Werbe- oder Informationszwecke. Umfang, Dauer und Zweck eines solchen Nutzungsrechts bedürfen zu ihrer Wirksamkeit einer ausdrücklichen schriftlichen Festlegung.
3. Mit der Bereitstellung von Pilotfeedback räumt der Pilothändler den Zentralbanken des Eurosystems ein zeitlich unbeschränktes, nicht ausschließliches, unentgeltliches, weltweites und unterlizenzierbares Recht ein, diese Rückmeldungen sowie sämtliche damit verbundenen Rechte des geistigen Eigentums für jeden rechtmäßigen Zweck zu nutzen, zu vervielfältigen, zu bearbeiten, zu verbreiten und in sonstiger Weise zu verwerten und innerhalb des Eurosystems weiterzugeben sowie von den Zentralbanken des Eurosystems für diese Zwecke beauftragten und zur Vertraulichkeit verpflichteten Dienstleistern zugänglich zu machen. Rechte Dritter bleiben unberührt.
§ 11 Einsatz von Unterauftragnehmern
1. Der Pilothändler darf für die Erfüllung seiner Pflichten geeignete Dienstleister oder Unterauftragnehmer einsetzen, soweit dies mit den gesetzlichen, regulatorischen, sicherheitsbezogenen und betrieblichen Anforderungen des Pilotbetriebs vereinbar ist.
2. Der Pilothändler bleibt ungeachtet einer Unterbeauftragung gegenüber der Bundesbank für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner Pflichten aus dieser Vereinbarung verantwortlich und haftbar, soweit die betreffende Leistung nicht dem Pilot-Acquirer oder einem anderen vom Eurosystem verantworteten Teilnehmer zuzurechnen ist. Die Verantwortung des Pilothändlers gegenüber Individuellen Endnutzern aus den mit ihnen geschlossenen Verträgen bleibt unberührt.
3. Der Einsatz von Unterauftragnehmern muss den Zielen des Pilotbetriebs entsprechen und darf Integrität, Sicherheit, Vertraulichkeit oder Funktionsfähigkeit der Aktivitäten im Rahmen des Pilotbetriebs nicht beeinträchtigen. Unterauftragnehmer, die den Pilotstandort betreten oder Zugang zu Vertraulichen Informationen erhalten sollen, benennt der Pilothändler der Bundesbank vor ihrem Einsatz in Textform. Die Bundesbank kann ihrem Einsatz innerhalb von vierzehn (14) Kalendertagen nach Zugang der Benennung aus wichtigem Grund, insbesondere aus Sicherheitsgründen, widersprechen; Anhang D Nummer 3 bleibt unberührt.
§ 12 Vertraulichkeit
1. Jede Partei behandelt Vertrauliche Informationen der anderen Partei vertraulich und gibt sie ohne ausdrückliche vorherige schriftliche Zustimmung nicht an Dritte weiter.
2. Abweichend von Absatz 1 darf die Bundesbank pilotbezogene Vertrauliche Informationen an andere Zentralbanken des Eurosystems sowie an am Pilotbetrieb beteiligte Stellen und Teilnehmern weitergeben und offenlegen, soweit dies für Planung, Durchführung, Sicherheit, Auswertung, Offenlegung oder Steuerung des Pilotbetriebs erforderlich ist und angemessene Vertraulichkeitsanforderungen bestehen.
3. Zugang zu Vertraulichen Informationen ist auf die jeweils zuständigen Personen bzw. Mitarbeitende zu beschränken, die diese für die Durchführung des Pilotbetriebs benötigen. Ein solcher Zugang darf nur gewährt werden, soweit hierfür ein konkreter betrieblicher Bedarf besteht. Der Pilothändler trifft angemessene technische und organisatorische Maßnahmen, um den Zugriff auf Vertrauliche Informationen durch andere Personen als die berechtigten und zuständigen Personen zu verhindern. Der Pilothändler stellt sicher, dass Beschäftigte, Beauftragte und Unterauftragnehmer (§ 11) entsprechend den Vertraulichkeitspflichten dieser Vereinbarung verpflichtet sind, und diese vollständig verstehen und einhalten.
4. Die Vertraulichkeitspflicht gilt nicht, soweit eine Offenlegung aufgrund zwingenden Rechts, behördlicher oder gerichtlicher Anordnung, anwendbarerer gesetzlicher Vorschriften oder zur Wahrung berechtigter Interessen einer Partei in einem Gerichts-, Schieds- oder vergleichbaren Verfahren erforderlich ist. Soweit rechtlich zulässig, ist die andere Partei vorab zu informieren.
5. Die Vertraulichkeitsverpflichtungen nach diesem Artikel gelten für einen Zeitraum von fünf (5) Jahre nach Beendigung oder Ablauf dieser Vereinbarung fort oder bis die jeweiligen Informationen rechtmäßig öffentlich bekannt geworden sind, sofern dies früher eintritt.
6. Nach Beendigung dieser Teilnahmevereinbarung darf der Pilothändler Kopien von Vertraulichen Informationen, die er im Zusammenhang mit dieser Teilnahmevereinbarung erstellt oder erhalten hat, unabhängig von der Form nur insoweit aufbewahren, wie dies zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungs- und Nachweispflichten, einschließlich Prüfungspflichten, erforderlich ist. Eine Nutzung dieser Kopien zu anderen Zwecken ist unzulässig.
Ungeachtet des Vorstehenden hat der Pilot-Händler sämtliche im Eigentum der Zentralbanken des Eurosystems stehenden Vertraulichen Informationen innerhalb von zehn (10) Arbeitstagen nach Beendigung dieser Teilnahmevereinbarung zu löschen.
§ 13 Mitteilungen und Ansprechpartner
1. Soweit diese Vereinbarung nichts Abweichendes bestimmt, erfolgen sämtliche nach dieser Teilnahmevereinbarung erforderlichen oder zulässigen Mitteilungen mindestens in Textform, insbesondere per E-Mail. Gesetzlich zwingende Formvorschriften bleiben unberührt.
2. Pilotbezogene Mitteilungen an die Bundesbank sind an die jeweils benannte Projekt- oder Vertragsstelle zu richten. Bis zur Mitteilung eines abweichenden Vertragskontakts kann hierfür piloting-digitalereuro@bundesbank.de verwendet werden.
3. Mitteilungen an den Pilothändler erfolgen an die von ihm im Auswahl- bzw. Onboardingverfahren benannte verantwortliche Kontaktadresse.
4. Änderungen der Ansprechpartner oder Kontaktdaten sind der anderen Partei unverzüglich mitzuteilen.
5. Vertragssprache ist Deutsch. Technische Unterlagen und Abstimmungen können, soweit für den Pilot erforderlich, auch in englischer Sprache erfolgen.
§ 14 Anwendbares Recht, Gerichtsstand und Erfüllungsort
1. Diese Teilnahmevereinbarung unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
2. Soweit eine Gerichtsstandsvereinbarung gesetzlich zulässig ist, ist Frankfurt am Main ausschließlicher Gerichtsstand für Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung.
3. Erfüllungsort für sämtliche Verpflichtungen aus dem Rechtsverhältnis zwischen der Bundesbank und dem Pilothändler ist Frankfurt am Main, soweit die Parteien für einzelne standortbezogene Leistungen nichts Abweichendes vereinbaren.
§ 15 Laufzeit, Änderungen und Beendigung
1. Diese Teilnahmevereinbarung tritt mit Unterzeichnung durch beide Parteien in Kraft.
2. Die Vereinbarung endet mit Ablauf des Zugesagten Teilnahmezeitraums oder mit Ablauf einer nach § 2 Absatz 4 vereinbarten Fortsetzung, spätestens mit dem Abschluss der Operativen Pilotphase, soweit sie nicht zuvor beendet wird. Pflichten, die ihrer Natur nach fortgelten sollen, insbesondere zu Datenschutz, Vertraulichkeit, geistigem Eigentum, Abwicklung einschließlich Offboarding und Abschlussfeedback (§ 6, Anhang B Nummer 4) sowie Haftung, bleiben unberührt.
3. Jede Partei ist berechtigt, diese Vereinbarung aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Bei einer behebbaren wesentlichen Pflichtverletzung ist der anderen Partei eine Frist von einundzwanzig (21) Kalendertagen ab Zugang einer Mitteilung der Pflichtverletzung in Textform zur Abhilfe zu setzen, bevor gekündigt wird. Eine wesentliche Pflichtverletzung liegt insbesondere auch vor, wenn der Pilothändler nach § 2 Absatz 10 mitgeteilte Anpassungen nicht fristgerecht umsetzt, ohne von seinem Kündigungsrecht Gebrauch zu machen. 
4. Die Bundesbank kann die Vereinbarung insbesondere dann aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung beenden, wenn der Pilothändler:
c) zahlungsunfähig wird, seine fälligen finanziellen Verpflichtungen nicht erfüllen kann oder seine Geschäftstätigkeit im ordentlichen Geschäftsgang einstellt;
d) Gegenstand eines Verfahrens oder einer Maßnahme im Zusammenhang mit Insolvenz, Zahlungsunfähigkeit, Verwaltung oder Liquidation wird, einschließlich der Bestellung eines Insolvenzverwalters, Treuhänders oder einer vergleichbaren Person hinsichtlich seines Vermögens;
e) eine Vereinbarung, einen Vergleich oder eine Restrukturierungsmaßnahme mit seinen Gläubigern einleitet oder einer solchen unterworfen wird; oder
f) einem Verfahren nach dem anwendbaren Recht der maßgeblichen Rechtsordnung oder einem vergleichbaren Ereignis unterliegt, das seine Fähigkeit zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dieser Teilnahmevereinbarung wesentlich beeinträchtigt.
5. Die Bundesbank kann die Vereinbarung außerdem aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung beenden, wenn eine erhebliche Sicherheits-, Stabilitäts-, Compliance- oder Reputationsgefährdung für den Pilotbetrieb, die Bundesbank, das Eurosystem oder die Pilotinfrastruktur besteht und diese nicht mit zumutbaren Maßnahmen bei Fortsetzung der Teilnahme beherrscht werden kann. Dies gilt insbesondere für Situationen, die
a) unannehmbare Risiken für TARGET-Dienste und/oder eines der TARGET-Komponentensysteme und/oder den DESP begründen; oder
b) ein schwerwiegendes Reputationsrisiko für die Zentralbanken des Eurosystems, die EZB oder TARGET-Dienste darstellen.
Eine Kündigung nach diesem Absatz lässt die Fortführung des Pilotprojekts als solches unberührt.
6. Der Pilothändler kann die Vereinbarung aus wichtigem Grund insbesondere dann mit sofortiger Wirkung beenden, wenn eine nicht anderweitig beherrschbare Notlage die Verfügbarkeit, Stabilität oder Sicherheit seiner IT- oder Betriebsinfrastruktur oder die Kontinuität seines Geschäftsbetriebs erheblich gefährdet.
7. Die Beendigung begründet als solche keinen Anspruch einer Partei auf Entschädigung, Aufwendungsersatz oder entgangenen Gewinn. Bereits entstandene Ansprüche und Pflichten bleiben unberührt. Bestimmungen in dieser Teilnahmevereinbarung, die ausdrücklich oder stillschweigend nach Ablauf oder Beendigung wirksam bleiben (z. B. Datenschutz, Vertraulichkeit, geistiges Eigentum), bleiben weiterhin in vollem Umfang gültig und behalten ihre Wirkung, ungeachtet des Ablaufs oder der Beendigung dieser Teilnahmevereinbarung.
8. In jedem Fall der Beendigung dieser Teilnahmevereinbarung werden die Parteien ihre Pflichten und Verpflichtungen aus dieser Teilnahmevereinbarung nach Treu und Glauben weiterhin erfüllen, soweit und solange dies erforderlich ist, um eine ordnungsgemäße und fristgerechte Einstellung der Pilotaktivitäten sicherzustellen. Der Pilothändler wirkt an den Offboarding-Prozessen des Pilot-Acquirers mit, auch wenn er selbst das Offboarding verlangt. 
9. Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen mindestens der Textform und der Zustimmung beider Parteien, soweit nicht § 2 Absatz 10 ausdrücklich ein Anpassungsrecht der Bundesbank vorsieht. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Dokumente, die nicht ausdrücklich in diese Vereinbarung oder nach § 3 Absatz 1 einbezogen sind, sind nicht Vertragsbestandteil.
§ 16 Salvatorische Klausel
1. Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam, rechtswidrig, undurchführbar oder nichtig sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit, Rechtmäßigkeit und Durchsetzbarkeit der übrigen Bestimmungen dieser Teilnahmevereinbarung unberührt.
1. Die Parteien werden anstelle der unwirksamen, rechtswidrigen oder nicht durchsetzbaren Bestimmung eine wirksame, rechtmäßige und durchsetzbare Regelung vereinbaren, die dem wirtschaftlichen und rechtlichen Zweck der unwirksamen, rechtswidrigen oder nicht durchsetzbaren Bestimmung möglichst nahekommt. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, gelten die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.
Anhang A – Pilotzeitplan und Phasen sowie Zugesagter Teilnahmezeitraum
1. Die Operative Pilotphase beginnt mit der schriftlichen Betriebsfreigabe; Dauer und Verlängerung richten sich nach § 2 Absatz 4. Ein Anspruch auf Durchführung zu einem bestimmten Starttermin besteht nicht. 
2. Für den Pilothändler gilt der folgende Zugesagte Teilnahmezeitraum: Teilnahmebeginn: [Beginn der Operativen Pilotphase / ●]; Dauer: [●] Monate (mindestens drei (3), höchstens zwölf (12) Monate); Teilnahmeende: [Datum ●] (§ 2 Absatz 4).
3. Die Pilotentwicklungsphase umfasst insbesondere Onboarding, Integration, Tests, Abnahme und Betriebsbereitschaft. Die Bundesbank informiert den Pilothändler über wesentliche Änderungen des Zeitplans unverzüglich in Textform.
Anhang B – Feedback- und Berichtsrahmen
1. Der Pilothändler stellt der Bundesbank oder einer von ihr benannten Stelle, insbesondere der Europäischen Zentralbank oder dem Pilot-Acquirer, vor, während und nach der Operativen Pilotphase die für die Auswertung des Piloten erforderlichen strukturierten Rückmeldungen fristgerecht über den von der Bundesbank mitgeteilten Übermittlungsweg bereit.
2. Die Rückmeldungen betreffen insbesondere die Akzeptanzlösung, Point-of-Sale-Prozesse, Störungen und Stornierungen sowie die Nutzererfahrung. Der Berichtsrahmen umfasst grundsätzlich aggregierte Angaben, insbesondere zu: (a) Anzahl und Anteil erfolgreicher, fehlgeschlagener und abgebrochener Pilottransaktionen; (b) Stornierungen und Erstattungen sowie hierbei auftretende Fehler oder Sonderfälle; (c) technische Störungen, Terminal- oder Akzeptanzprobleme, Unterbrechungen und Eskalationen; (d) Supportfälle und wiederkehrende Nutzerfragen ohne unnötige personenbezogene Angaben; (e) Erfahrungen mit Kassen-, Personal-, Logistik- und Betriebsprozessen am Pilotstandort; (f) Erfahrungen mit Onboarding, Tests, Schulungen, Support und der Zusammenarbeit mit dem Pilot-Acquirer; (g) qualitatives Feedback zu Nutzererfahrung, Verständlichkeit, Vertrauen und Akzeptanz; (h) Aufwand, betriebliche Belastungen und wesentliche Ursachen für Komplexität oder Verzögerungen. Schwerwiegende Störungen oder sicherheitsrelevante Vorfälle sind unverzüglich und unabhängig von den regulären Berichtszyklen über die benannten Eskalationswege zu melden.
3. Umfang, Formate, Übermittlungsweg und Fristen der Rückmeldungen teilt die Bundesbank dem Pilothändler rechtzeitig in Textform mit. Personenbezogene Daten sind nur im Rahmen von § 9 und nur soweit erforderlich zu übermitteln. Grundsätzlich sind aggregierte oder anonymisierte Angaben zu verwenden. Die Bundesbank benennt hierfür eine Ansprechstelle, stellt Vorlagen für die Berichte bereit und koordiniert die Weitergabe der Rückmeldungen an die Europäische Zentralbank und die übrigen am Piloten beteiligten Stellen (§ 10 Absatz 3, § 12 Absatz 2).
4. Nach Ende seiner Teilnahme an der Operativen Pilotphase stellt der Pilothändler ein zusammenfassendes Abschlussfeedback zu Umsetzung, Betrieb, Nutzererfahrung und Verbesserungsmöglichkeiten bereit.
Anhang C – Kommunikationsleitlinien
1. Namen, Marken, Logos oder sonstige Kennzeichen der Bundesbank, der Europäischen Zentralbank oder des Eurosystems darf der Pilothändler ohne gesonderte Freigabe nach § 8 Absatz 2 nur in Form der ihm von der Bundesbank bereitgestellten Materialien (§ 10 Absatz 2 Satz 2) verwenden.
2. Foto-, Film- und Tonaufnahmen auf der Pilotfläche sowie die Nennung des konkreten Standorts in externen Darstellungen bedürfen der vorherigen schriftlichen Freigabe der Bundesbank.
3. Der Pilothändler bezeichnet das Vorhaben als „Pilot zum digitalen Euro“ und die verwendete Zahlungslösung als „Beta-Version des digitalen Euro“ oder „Beta-Digital-Euro“.
4. Medienanfragen mit Bezug zum Pilotbetrieb oder zur Beta-Version des digitalen Euro leitet der Pilothändler unverzüglich an die von der Bundesbank benannte Kommunikationsstelle (§ 8 Absatz 5) weiter oder stimmt die Antwort mit ihr ab.
5. Technische Störungen, Sicherheitsereignisse und sonstige Vertrauliche Informationen (§ 12) dürfen nicht öffentlich gemacht werden, soweit nicht eine rechtliche Pflicht hierzu besteht oder die Bundesbank der Veröffentlichung zugestimmt hat.
6. Hinweise für Individuelle Endnutzer am Verkaufsort, einschließlich Beschilderung und Erläuterungen zur Zahlungsannahme, werden vor Pilotstart mit der Bundesbank abgestimmt; § 10 Absatz 2 Satz 2 bleibt unberührt.
Anhang D – Standort- und Flächennutzungsregelungen
1. Gegenstand und Rechtsnatur der Nutzung
a) Die Bundesbank gestattet dem Pilothändler ab Freigabe des Stand- und Betriebskonzepts nach Nummer 8 bis zum Ende dieser Vereinbarung die unentgeltliche, befristete, nicht ausschließliche und aus wichtigem Grund widerrufliche Nutzung der Pilotfläche auf einer Liegenschaft der Bundesbank. Die Nutzung ist ausschließlich zur Durchführung des stationären Pilotbetriebs einschließlich Aufbau, Tests und Räumung mit der Beta-Version des digitalen Euro und innerhalb der Betriebszeiten zulässig. Nach dem Ende dieser Vereinbarung darf die Pilotfläche nur noch zur Räumung innerhalb der Frist nach § 6 Absatz 3 betreten werden.
b) Die Pilotfläche ist nicht öffentlich zugänglich; einkaufsberechtigt sind ausschließlich die für den Pilot zugelassenen Individuellen Endnutzer. Eine Gebrauchsüberlassung der Pilotfläche an Dritte bedarf der vorherigen ausdrücklichen Zustimmung der Bundesbank.
2. Pilotfläche und Vorrang des Liegenschaftsbetriebs
a) Die Pilotfläche befindet sich auf einer von der Bundesbank bestimmten Liegenschaft in Frankfurt am Main. Anschrift, Gebäudeteil, Räume, etwaige Lagerbereiche, Zugangswege sowie zulässige Nutzungs- und Standflächen ergeben sich aus dem gemäß Anhang D1 vor Betriebsaufnahme im Stand- und Betriebskonzept abgestimmten und freigegebenen Lage- und Standplan.
b) Die Aufnahme des Betriebs auf der Pilotfläche setzt voraus, dass die für die konkrete Nutzung erforderlichen Freigaben der zuständigen Stellen der Bundesbank, insbesondere zu Liegenschaftsbetrieb, Brandschutz und IT-Sicherheit sowie, soweit im Einzelfall erforderlich, behördliche Genehmigungen vorliegen. Der Pilothändler stellt die hierfür erforderlichen Angaben und Unterlagen zu seinen Einrichtungen, Geräten und Betriebsabläufen rechtzeitig im Stand und Betriebskonzept bereit. Anzeigen, Registrierungen, Erlaubnisse sowie, soweit im Einzelfall erforderlich, behördliche Genehmigungen, die den Geschäftsbetrieb des Pilothändlers betreffen, insbesondere nach Gewerbe- und Lebensmittelrecht, obliegen dem Pilothändler. Die Bundesbank teilt dem Pilothändler vor Betriebsaufnahme die verbindlich freigegebene Fläche, die zulässige Standanordnung sowie gegebenenfalls einzuhaltende Auflagen in Textform oder durch einen freigegebenen Lage- und Standplan mit.
c) Soweit erforderliche Freigaben nicht, nicht rechtzeitig oder nur unter Auflagen erteilt werden (etwa wenn eine Standfläche aus Brandschutzgründen nicht oder nur mit Auflagen zu Geräten, Lagermengen, Brandlasten oder Rettungswegen freigegeben wird), kann die Bundesbank die Flächenzuweisung anpassen, den Betriebsbeginn verschieben oder von der Bereitstellung der betroffenen Fläche absehen. 
d) Der freigegebene Lage- und Standplan (Anhang D1) sowie das Stand- und Betriebskonzept wird Bestandteil der Standortregelungen. 
3. Zutritt, Zuverlässigkeitsüberprüfung und Zugangskarte
a) Der Zutritt zur Liegenschaft und zur Pilotfläche ist nur Personen gestattet, die von der Bundesbank zugelassen, soweit vorgegeben vorab angemeldet und – sofern sie eine eigene Zugangskarte erhalten sollen – erfolgreich einer Zuverlässigkeitsüberprüfung unterzogen wurden. Die hierfür erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeitet die Bundesbank nach dem von ihr vorgegebenen Verfahren und den geltenden Datenschutzvorschriften; der Pilothändler leitet die ihm hierfür von der Bundesbank bereitgestellten Datenschutzhinweise vor der Übermittlung an die betroffenen Personen weiter. Die hierfür erforderlichen Angaben und Einverständniserklärungen der betroffenen Personen reicht der Pilothändler vollständig und spätestens vier (4) Wochen vor dem vorgesehenen Einsatz bei der Bundesbank ein; dies gilt auch für Vertretungs- und Ersatzpersonal.
b) Die Bundesbank kann Zutrittsberechtigungen aus Sicherheits- oder Betriebsgründen zeitlich, räumlich und funktional beschränken oder anpassen; Zugangskarten kann sie sperren oder einziehen. Wird die erforderliche Zuverlässigkeitsüberprüfung nicht erfolgreich abgeschlossen oder wird eine erteilte Zutrittsberechtigung aus Sicherheitsgründen widerrufen, besteht für die betreffende Person kein Zutrittsrecht.
c) Die konkrete Ausgestaltung des Zutrittsverfahrens, insbesondere die Art der Ausweise oder Zugangskarten, Berechtigungszonen, Zutrittszeiten, Voranmeldung von Lieferanten und erforderliche Sicherheitsunterweisungen, richtet sich nach dem Regelblatt in Anhang D2.
4. Infrastruktur und technische Ausstattung
a) Die Bundesbank stellt die Leistungen gemäß dem Standortblatt (Anhang D1) bereit. Der Pilothändler stellt die für seinen Betrieb erforderlichen Endgeräte, Anschluss- und Verlängerungskabel sowie sonstigen Betriebsmittel selbst bereit. Eigene Router, Access Points, Switches, Hotspots oder sonstige Netzwerkkomponenten dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Bundesbank eingesetzt werden. Dem eingesetzten Personal stehen die im Standortblatt (Anhang D1) bezeichneten Sanitärräume sowie, soweit dort ausgewiesen, ein Pausenraum der Liegenschaft zur Mitbenutzung zur Verfügung; weitere Bereiche der Liegenschaft dürfen nur betreten werden, soweit das Regelblatt (Anhang D2) dies vorsieht.
b) Der konkrete Infrastrukturbedarf des Pilothändlers ist rechtzeitig vor Betriebsaufnahme im Stand- und Betriebskonzept / Lage- und Standplan mit der von der Bundesbank benannten Stelle abzustimmen.
c) Die Bundesbank entscheidet nach Maßgabe ihrer IT-Sicherheits-, Datenschutz- und Betriebsanforderungen, ob und in welchem Umfang zusätzliche technische Maßnahmen bereitgestellt oder zugelassen werden.
d) Erfordern zusätzliche technische Maßnahmen, Sonderausstattungen oder sonstige Leistungen einen über Buchstabe D Nr. 4 a) hinausgehenden Aufwand, stimmen die Parteien vor deren Umsetzung gesondert ab, ob und in welchem Umfang die Maßnahme durchgeführt wird und wer die Kosten trägt.
e) Die Bundesbank schuldet keinen unterbrechungsfreien oder für bestimmte Zwecke geeigneten Internetzugang. Vorhersehbare Einschränkungen werden dem Pilothändler, soweit möglich, mitgeteilt.
f) Bauliche Maßnahmen durch den Pilothändler sind nicht gestattet; hierzu zählen insbesondere bauliche Veränderungen, Befestigungen an der Gebäudesubstanz sowie Eingriffe in Elektro-, Daten- oder sonstige Gebäudetechnik. Lässt die Bundesbank im Einzelfall schriftlich eine Ausnahme zu, stellt der Pilothändler bei Ende der Nutzung auf eigene Kosten den ursprünglichen Zustand wieder her, soweit die Bundesbank nichts anderes bestimmt.
5. Warenanlieferungen, Lagerung und Betrieb
a) Warenanlieferungen und Abholungen sind nur an Arbeitstagen (Montag bis Freitag, ausgenommen gesetzliche Feiertage in Hessen sowie der 24. und 31. Dezember) zwischen 06:00 Uhr und 20:00 Uhr zulässig. Der Pilothändler stimmt die konkreten Lieferzeitfenster, Lieferwege, Ansprechpartner und gegebenenfalls erforderlichen Voranmeldungen rechtzeitig mit der von der Bundesbank benannten Stelle der Liegenschaft ab. Der Pilothändler ist für die Annahme, den Transport innerhalb der Liegenschaft sowie die Abholung seiner Waren und Betriebsmittel verantwortlich; ein Anspruch auf Annahme, Lagerung oder Beförderung durch die Bundesbank besteht nicht. Ein Anspruch auf Parkplätze oder eine allgemeine Zufahrtsberechtigung für Fahrzeuge des Pilothändlers, seiner Beschäftigten oder Lieferanten besteht nicht.
b) Waren und Betriebsmittel dürfen nur in den hierfür zugewiesenen Bereichen gelagert werden. Verkehrs-, Flucht- und Rettungswege, Brandschutzabstände und barrierefreie Zugänge sind jederzeit freizuhalten. Gefährliche, leicht entzündliche oder Waren und Stoffe außerhalb des freigegebenen Stand- und Betriebskonzepts (Nummer 8) dürfen nicht eingebracht, gelagert oder verwendet werden. Unfälle, Schäden, Sicherheitsereignisse, Brand- oder Rauchentwicklung, Leckagen und sonstige Gefahren meldet der Pilothändler unverzüglich der von der Bundesbank benannten Stelle; Sicherheitsunterweisungen und Räumungsanordnungen der Bundesbank und ihres Sicherheitsdienstes sind zu befolgen. In seinem Verantwortungsbereich trifft der Pilothändler die erforderlichen Maßnahmen zur Verkehrssicherung. Die Bundesbank unterweist die eingesetzten Personen vor ihrem ersten Einsatz über die Gefahren und Verhaltensregeln am Pilotstandort; der Pilothändler ist als Arbeitgeber für den Arbeitsschutz seiner Beschäftigten verantwortlich.
6. Reinigung, Abfallentsorgung und Rückgabe
a) Die Bundesbank übernimmt in dem im Standortblatt (Anhang D1) festgelegten Umfang die Reinigung, Abfallentsorgung und allgemeine Pflege der Pilotfläche. Der Pilothändler hält die ihm überlassenen Bereiche während des Betriebs ordentlich, vermeidet Verunreinigungen, Beeinträchtigungen und Gefährdungen und beachtet die von der Bundesbank vorgegebenen Entsorgungswege. Eigene Waren, Verpackungen, Endgeräte, Betriebsmittel und sonstige Gegenstände sind auf Aufforderung oder spätestens bei Ende der Nutzung durch den Pilothändler auf eigene Kosten zu entfernen. Die Nutzung der bankeigenen Entsorgungsstellen ist nicht möglich.
b) Bei Ende oder vorzeitiger Beendigung der Teilnahmevereinbarung gibt der Pilothändler die Pilotfläche im ordentlichen, von eigenen Gegenständen geräumten Zustand zurück. Er gibt Zugangskarten und sonstige von der Bundesbank bereitgestellte Gegenstände zurück und zeigt Schäden oder Verluste unverzüglich an.
7. Ansprechpartner und Änderungen
a) Die Parteien benennen vor Betriebsaufnahme die für Flächennutzung, Liegenschaftsbetrieb, Zutritt, Lieferlogistik und technische Fragen zuständigen Ansprechpartner.
b) Änderungen der Raumzuweisung, Betriebszeiten oder Lieferprozesse werden dem Pilothändler in Textform mitgeteilt, soweit nicht eine sofortige Maßnahme aus Sicherheits- oder Betriebsgründen erforderlich ist.
c) Bei Verstößen gegen diesen Anhang kann die Bundesbank angemessene Anordnungen treffen, insbesondere die Beseitigung eines Mangels verlangen, einzelne Personen, Geräte, Bereiche oder Tätigkeiten vorübergehend sperren oder den Betrieb bis zur Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustands aussetzen; weitergehende Rechte, insbesondere nach § 15, bleiben unberührt.
8. Zusätzliche Sicherheits- und Betriebsvoraussetzungen
a) Der Pilothändler hat ein Stand- und Betriebskonzept zu erarbeiten und dies mit der Bundesbank abzustimmen. Voraussetzung für eine Betriebsaufnahme des Pilothändlers ist, dass er sein abgestimmtes Stand- und Betriebskonzept vorlegt. Dieses umfasst mindestens Sortiment und Warengruppen, Art und Anzahl der eingebrachten Einrichtungen (Standaufbauten) und Betriebsmittel, Flächen- und Lagerbedarf, Infrastruktur für Strom und Daten sowie die vorgesehenen Liefer- und Betriebsabläufe. Die Nutzung der Pilotfläche setzt die Freigabe dieses Konzepts durch die Bundesbank voraus.
b) Das Stand- und Betriebskonzept umfasst hinsichtlich des Strom- und IT-Netzbedarfs insbesondere die benötigte Anschlussart, Endgeräte, Terminalanbindung, sonstige Netzwerkkomponenten und gegebenenfalls erforderliche technische Anpassungen.
c) Änderungen des freigegebenen Stand- und Betriebskonzepts bedürfen der vorherigen Zustimmung der Bundesbank in Textform; § 4 Absatz 1 Buchstabe i bleibt unberührt.
d) Der Pilothändler darf ausschließlich ordnungsgemäße, für den vorgesehenen Einsatz geeignete und nach den einschlägigen Vorschriften geprüfte Endgeräte, Anschlussleitungen, Verlängerungskabel und sonstige elektrische Betriebsmittel einsetzen. Für die von ihm ab der bereitgestellten Anschlussstelle eingesetzten Betriebsmittel sowie deren sicheren Betrieb ist der Pilothändler verantwortlich.
e) Der Pilothändler trägt die Verantwortung für die von ihm eingebrachten Waren, Einrichtungen (Standaufbauten) und Betriebsmittel. Er hat diese gegen Verlust, Beschädigung und unbefugten Zugriff angemessen zu sichern. 
Anhang D1 – Standortblatt und freigegebener Lage- und Standplan
a) Der konkrete, Lage- und Standplan ist Bestandteil der Standortregelungen gemäß Anhang D bzw. dem Stand- und Betriebskonzeptes. Vor Betriebsaufnahme ist eine Freigabe erforderlich.
b) Der Lage- und Standplan bezeichnet mindestens die freigegebenen Räume und Lagerbereiche, zulässige Nutzungs- und Standflächen, zugelassene Standorte für Regale, Automaten, Kassen und technische Geräte, Flucht- und Rettungswege, Sicherheitsabstände, barrierefreie Wege, Übergabepunkte für Strom und Daten, Lieferweg, Anlieferpunkt, Lagerzonen sowie die zulässige Art und Anzahl temporärer Aufbauten. Der Lage- und Standplan enthält ein Datum und eine Versionsnummer.
c) Das Standortblatt bezeichnet den Umfang der Standortleistungen, insbesondere Infrastruktur für Strom und Daten, Reinigungsintervalle und Abfallentsorgung, die zur Mitbenutzung bestimmten Sanitärräume und gegebenenfalls einen Pausenraum sowie die Ansprechpartner der Bundesbank nach Anhang D Nummer 7. Es wird dem Pilothändler vor Unterzeichnung dieser Vereinbarung übergeben und um dessen Ansprechpartner ergänzt, sobald er sie benannt hat. Änderungen richten sich nach § 2 Absatz 10; für Änderungen der Ansprechpartner gilt § 13 Absatz 4.
Anhang D2 – Regelblatt für Pilothändler
Der Pilothändler erhält vor Unterzeichnung dieser Vereinbarung den „Anhang D2 - Regelblatt für Pilothändler“ (hier: „Regelblatt“); dieses Regelblatt wird in der bei Unterzeichnung geltenden Fassung zum Vertragsbestandteil gemacht (§ 3 Absatz 1). Es gilt für den Pilothändler, seine Beschäftigten, Beauftragten, Lieferanten und Unterauftragnehmer (§ 11). Das Regelblatt konkretisiert Zutritts-, Sicherheits- und Hausordnungsregeln dieser Vereinbarung, insbesondere nach Anhang D Nummer 3 und 5. Vor Betriebsaufnahme bestätigt der Pilothändler in Textform die Kenntnisnahme des Regelblattes.
Unterschriften
Unterzeichnet in [Ort] am [Datum] [in zweifacher Ausfertigung] durch die hierzu bevollmächtigten Vertreter der Parteien.
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